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Krahl in grossen Titeln als «Nazi» bezeichnet, und es wird gesagt, er sei in « trübe» Angelegenhei
ten verwickelt gewesen. Ferner wird mit Hinweis auf eine Demonstration in der Ostschweiz die 
Arbeiterschaft scharf gemacht.

6. Sofort verschärfte sich nun die Demonstration, und darauf hat der «Bund» gestützt auf eine 
nachträglich erhaltene Kopie des ersten Briefes von Krahl alles getan, um der Wiederholung der 
Demonstrationen vorzubeugen (Nr. 563 vom 1. Dezember, «Schluss der Demonstrationen»), Das 
geschah aus freiem Antrieb. Ebenso haben wir ausdrücklich unser Einverständnis mit der Veröf
fentlichung des Briefwechsels im Stadtanzeiger erklärt. Die Wirkung war da, wie vorauszusehen; 
die Auftritte bei Krahl hörten auf, und nun wandte sich eine gewisse Enttäuschung gegen uns.

Für uns gibt es in der ganzen Sache nichts, das wir nicht in guten Treuen in Erfüllung publizisti
scher Aufgaben glaubten tun zu dürfen. Es gibt auch nicht eine eigentliche Affäre Krahl, sondern 
alles ist eine A ffä re  des Anwaltsbriefes.

Ich gestatte mir zum Schluss in aller Ehrerbietung zu bestätigen, dass wenn wir wissen, dass das 
Material der deutschen Pressefehden gegen die Schweizerpresse von den Behörden systematisch 
gesammelt und zum  Anlass amtlicher Abw ehr gemacht wird, uns ein wesentlicher Teil unserer 
Abwehrpolemik abgenommen wird. Nun hat die deutsche Presse von jenem Anwaltsbrief rein 
nichts gemeldet, wohl aber gelogen, der «Bund» habe einen Brief gefälscht!

Solche Tatsachen gehören unbedingt auch zu einer sachlichen und erst recht zu einer gerechten 
amtlichen W ürdigung des Verhaltens einer Schweizerzeitung.

Die Behörden, namentlich auch das eidg. M ilitärdepartement, die Bundesanwaltschaft, die 
Polizeibehörden wissen, welche Menge von Inform ationen wir fast täglich an sie leiten, Inform a
tionen, die eine Sensationspresse ohne weiteres versucht wäre, öffentlich auszuschlachten. Es sind 
bei dieser Weiterleitung Angelegenheiten von höchster Bedeutung gewesen.

Ich möchte für heute nicht Gebrauch machen von einer Menge von Kundgebungen aus dem 
Publikum , die zeigen, dass heute sehr erfahrene und ruhig überlegende Bürger unser Verhalten 
gegenüber Herrn Krahl nicht nur verstehen, sondern verteidigen, indem sie die Provokation, die in 
seinem Tadel an den «Bund» lag, als beleidigend auch für ihr Gefühl empfinden. Ich hoffe, dass 
mit dieser Sache in der Öffentlichkeit Schluss gemacht werden kann, wenn vor dem Parlament 
nach gerechter W ürdigung auch des Standpunktes des «Bund» das Nötige gesagt sein wird. Dass 
inzwischen die reichsdeutsche Presse mit Schmähungen, die unserer welschen Presse entnommen 
sind, gegen uns hetzt, ist vielleicht den Behörden auch nicht ganz entgangen8.

8. Pour la suite de cette affaire, cf. E 2001 (D) 2/110.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, H. Frölicher, 
au Chef du Département des Affaires étrangères, G. Mott a 1

L  Berlin, 1. Dezember 1938

A uf Grund Ihres Schreibens vom 2. vorigen M onats2 betreffend den 
Anschlag am schwarzen Brett der Universität Berlin über den Besuch schweize
rischer Hochschulen habe ich durch einen meiner Mitarbeiter zunächst den

1. En tête du document figure cette annotation manuscrite de M otta: Communiqué au C. f. en 
séance le 2.X II.38, M.
2. N on reproduite.

dodis.ch/46722dodis.ch/46722

http://dodis.ch/46722
http://db.dodis.ch
http://dodis.ch/46722


1er D É C E M B R E  1938 1063

W ortlaut dieses Anschlages feststellen lassen. Sie erhalten als Beilage im D op
pel den genauen Text, soweit er für die Beurteilung der Sache überhaupt von 
Interesse ist.

Wie Sie daraus entnehmen werden, ist der Anschlag kaum zu beanstanden. 
Sie werden sich zweifellos erinnern, dass Sie mit Schreiben Nr. A .22.22. Ber
lin. -  LR vom 11. Februar 1937 die Gesandtschaft auf die eindringliche Bitte 
der Universität Genf beauftragten, sich bei den zuständigen deutschen Behör
den dafür einzusetzen, dass mit Rücksicht auf die sehr alten wissenschaftlichen 
Beziehungen und die besonderen Veranstaltungen der Genfer Universität für 
die deutschen Studenten weiterhin deutscherseits besonderes Entgegenkom
men für den Besuch der Hochschule durch deutsche Studenten gewährt werde. 
Anlass zu dem Schritt hatte die Befürchtung gegeben, dass die Vorschrift, 
wonach die deutschen Studenten die ersten drei Semester an einer deutschen 
Hochschule als Stammhochschule verbringen müssen, ungünstige Auswirkun
gen auf den Besuch der Genfer Universität zeitigen werde. Mit Ihrem Einver
ständnis hat die Gesandtschaft in die von ihr unternommenen Schritte auch die 
anderen französischsprachigen Hochschulen in der Schweiz einbezogen und 
dann auch auf Seiten der deutschen Behörden das gewünschte Entgegenkom
men gefunden. Ich verweise auf die im Laufe des Jahres 1937 mit Ihnen unter 
der Nummer A .31.Genève 1. gewechselte Korrespondenz. Wie Ihnen die 
Gesandtschaft mit Schreiben vom 23. September 1937 berichtete, wurde auf 
Grund der Bemühungen der Gesandtschaft beschlossen, dass die Vorschriften 
über die Stammhochschule auf Studenten, die in Genf oder Lausanne studieren 
wollen, keine Anwendung finden sollten. Überhaupt solle das Studium deut
scher Studenten bei den genannten schweizerischen Universitäten begünstigt wer
den. In diesem Sinne ist denn auch der Anschlag am schwarzen Brett abgefasst.

Es gibt aber Leute, die von freundschaftlichen Beziehungen zwischen der 
Schweiz und Deutschland überhaupt nichts wissen wollen und hinter jeder 
Äusserung derselben sofort böswillige Absichten vermuten. Aus dieser bei ihm 
bekannten Einstellung heraus hat Herr Dr. Caratsch seinen Bericht vom 
22. vorigen M onats in der «Neuen Zürcher Zeitung» abgefasst, durch den der 
Eindruck erweckt wird, als ob es sich um eine rein deutsche Aktion handle, 
durch die nationalsozialistische Studenten auf die arme Schweiz losgelassen 
werden. Wie ich aus Ihrem Schreiben und den Pressemeldungen ersehe, wird 
nun Anstoss genommen daran, dass «bedürftigen und besonders einsatzberei
ten» Studenten finanzielle Zuschüsse in Aussicht gestellt werden. M an geht 
dabei ohne Weiteres von der Annahme aus, dass mit diesen Zuschüssen unzu
lässige Propagandaabsichten verfolgt werden. Ich bin der Auffassung, dass es 
nicht angeht, zum vornherein derartige böswillige Absichten zu unterstellen. 
Der Ausdruck «besonders einsatzbereit» bedeutet ohne Zweifel, dass es sich 
um Leute handeln muss, die sich in der Partei betätigen. Dass der Staat die 
Gewährung von Subsidien an eine solche Bedingung knüpft, ist doch ganz 
natürlich, und zudem haben auch wir ein Interesse daran, dass die jungen 
Nationalsozialisten, aus denen die späteren Führ,er hervorgehen, die Schweiz 
aus eigener Anschauung kennen und verstehen lernen. Dass durch die Teil
nahme an der Arbeitsgemeinschaft Schweiz die jungen Leute auf ihren Aus
landsaufenthalt vorbereitet werden sollen, ist bekanntlich nichts Neues.
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Ich bin zufällig dieser Tage mit Herrn Staatssekretär Dr. Pfundtner zusam
mengetroffen, der das Gespräch auf diese Angelegenheit brachte und sich 
dabei dahin äusserte, dass man bei der Förderung des Besuchs schweizerischer 
Hochschulen durch deutsche Studenten durchaus keine anderen Absichten ver
folge, als den jungen Leuten Kenntnis und Verständnis des Auslandes zu ver
schaffen. Die Regierung lege Gewicht darauf, dass die deutsche Jugend nicht 
in Deutschland eingeschlossen lebe, sondern die Beziehungen zum Ausland 
pflege. Die Schweiz als neutrales Land sei für das Auslandsstudium der deut
schen Studenten besonders geeignet. Deshalb und in freundschaftlicher 
Absicht gegenüber der Schweiz habe man den Besuch unserer Hochschulen 
durch die deutschen Studenten besonders fördern wollen. Das Ergebnis sei 
nun, dass man diese guten Absichten böswillig verdrehe und mit feindseligen 
Verdächtigungen beantworte.
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E 27, Archiv-Nr. 9758, Bd. 1

L ’A ttaché militaire de Suisse à Berlin, H. von Werdt, 
au Service de VEtat-Major général, 5e Section1

Copie
R N° 52/13 Berlin, 1. Dezember 1938

Es sind mir zwei Fälle zur Kenntnis gekommen, dass Herren gesagt wurde, 
im Januar könnten sie keinen Urlaub bekommen. Äusserungen anderer Offi
ziere, sie gingen heuer nicht auf «Ski-Urlaub», sondern blieben da, lassen 
schliessen, dass man die Armee oder wenigstens Teile davon ab Januar wieder 
«beisammen» haben wolle. Wenn auch nicht zeitlich, so stimmen dem Sinne 
nach damit überein die unkontrollierbaren Äusserungen, man erwarte etwas 
für März.

Über die eventuellen Ursachen einer Bereitstellung für das Frühjahr konnte 
ich in meinen Kreisen ungefähr folgende Ansichten feststellen:

Von den Ostproblemen sei Danzig und das Memelgebiet in keiner Weise frie
dengefährdend. Sie dürften zweifellos in freundschaftlichen Abmachungen 
eine Lösung finden.

Auch die Korridorfrage wird von Engländern und Franzosen für kein Welt
problem gehalten. Man vermutet auch hier -  wenn auch das Problem etwas 
schwieriger wäre -  eine den Weltfrieden nicht gefährdende Lösung.

Auch ein Herr des deutschen Aussenamtes äusserte sich, was die drei P ro
bleme anbelangt, ohne jede Zurückhaltung sehr zuversichtlich, während er 
z. B. meine Frage wegen der Mittelmeerabsichten Italiens, speziell Tunis betref
fend, mit höflichem Schweigen überging.

1. Section des renseignements.
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